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Faust: Und so ist mir das Dasein eine Last,
 Der Tod erwünscht, das Leben mir verhasst.
      
Mephistopheles: Und doch ist nie der Tod ein ganz willkommner Gast.
      
      

Johann Wolfgang von Goethe, Faust. Der Tragödie erster Teil





Einführung in die Problematik – Grundlagen und
Rechtshistorie der Sterbehilfe

Einleitung

Bedingt durch den medizinischen Fortschritt sind die Grenzen der Lebens-
erhaltung, insbesondere die Frage nach der Legitimation von Sterbehilfe
und Suizidassistenz in den Fokus nicht nur der Medizin und Rechtswissen-
schaft, sondern auch der gesellschaftlichen Debatte gerückt. Stand früher
noch die Lebenserhaltung im Vordergrund, so dominieren aufgrund der
zunehmenden Alterung der Bevölkerung und damit einhergehender
Krankheiten nunmehr die Angst vor ungewollter Lebensverlängerung und
der Wunsch nach einer Begrenzungsmöglichkeit medizinischer Behand-
lung. Gleichzeitig existieren nach wie vor Krankheiten und Krankheitszu-
stände, die auch nach den neuesten medizinischen Erkenntnissen nicht ge-
heilt oder gelindert werden können und für den Betroffenen mit Leiden
und teilweise auch starken Schmerzen verbunden sind, sodass der assistier-
te Suizid einigen als letzter Ausweg erscheint.

In den letzten Jahren zeichnet sich dabei eine Enttabuisierung und eine
zunehmende Stärkung des Selbstbestimmungsrechts ab. Dabei soll jedoch
der Lebensschutz nicht aufgeweicht, sondern die Patientenautonomie ge-
stärkt werden, um dieser auch in extremen Konfliktsituationen am Ende
des Lebens eine entscheidende Rolle zuzusprechen. Denn die Intensivme-
dizin und medizinische Behandlungen müssen dem Menschen dienen und
dürfen sich nicht ihrer selbst Willen gegen ihn stellen. Daher muss eine
Legitimation sowohl der Sterbehilfe als auch der Suizidassistenz ihre
Grundlage in der Patientenautonomie finden.

Der Gesetzgeber hat mit dem 3. Betreuungsrechtsänderungsgesetz einen
wichtigen Schritt in diese Richtung getan, indem er das Rechtsinstitut der
Patientenverfügung gesetzlich geregelt hat. Das neue Gesetz hat allerdings
nicht nur Rechtssicherheit geschaffen, sondern auch neue Fragen insbe-
sondere zum Verhältnis zwischen Zivil- und Strafrecht aufgeworfen, wel-
che mit Hilfe der Verfassung und den betroffenen Grundrechte der Betei-
ligten harmonisiert werden müssen.

Die entstandenen Unsicherheiten suchte der Bundesgerichtshof in sei-
nen Entscheidungen zum Fuldaer und Kölner Fall im Anschluss an die
Neuregelung der §§ 1901 a ff. BGB aus dem Weg zu räumen.

1. Teil:

A.
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Gleichzeitig hat der Gesetzgeber durch die Schaffung des § 217 StGB
den Bereich der Suizidbeihilfe weitgehend kriminalisiert, um auf die zu-
nehmende Aktivität sogenannter Sterbehilfevereine in Deutschland zu re-
agieren.

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit den Auswirkungen der Neu-
regelung der Patientenverfügung sowie des betreuungsrechtlichen Geneh-
migungsverfahrens auf Legitimationsmöglichkeiten der Sterbe- und Sui-
zidbeihilfe. Dabei werden sowohl die Sterbehilfe durch Unterlassen, als
auch aktive Formen der Sterbehilfe, insbesondere der tätige Behandlungs-
abbruch in den Blick genommen.

Auch der neue Tatbestand der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttö-
tung wird einer kritischen Würdigung unterzogen, um im Anschluss da-
ran Rechtfertigungsmöglichkeiten zu erörtern.

Zunächst erfolgt eine Darstellung der Historie der Sterbehilfe und der
Suizidbeihilfe. Anschließend werden die rechtlichen Grundlagen im Hin-
blick auf alle betroffenen Teilrechtsgebiete erörtert.

Sodann wird auf die vom Bundesgerichtshof entwickelte Neuregelung
und die Lösung zur Rechtfertigung der Sterbehilfe eingegangen sowie an-
dere Lösungsansätze diskutiert und schließlich ausgehend von dem Willen
des Patienten als Grundlage der Rechtfertigung ein eigener Ansatz zur
Rechtfertigung der Sterbehilfe entwickelt.

Diese Ergebnisse werden daraufhin auf die Rechtfertigung der indirek-
ten und der aktiven Sterbehilfe übertragen.

Zuletzt wird die geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung auf ihre
Verfassungsmäßigkeit hin überprüft und Rechtfertigungsmöglichkeiten
untersucht.

Begriffsbestimmung Sterbehilfe

Die Begriffe „Sterbehilfe“ und „Euthanasie“ werden oft synonym ge-
braucht, wobei der Begriff „Sterbehilfe“ ein speziell deutscher Ausdruck
ist, der in anderen Ländern nicht gebräuchlich ist1. Um „Sterbehilfe“ zu
definieren und unscharfe Verwendungen zu vermeiden, soll im Folgenden
zunächst die Begriffsgeschichte von „Euthanasie“ und „Sterbehilfe“ kurz
umrissen werden.

Der aus dem Griechischen stammende Begriff „Euthanasie“ (eu = gut,
schön; thanatos = Tod) als guter Tod im Sinne eines schnellen und

B.

1 Höntsch, Aktive Sterbehilfe, S. 2; Oduncu, Sterbehilfe, S. 229 f.

1. Teil: Einführung in die Problematik – Grundlagen und Rechtshistorie der Sterbehilfe
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schmerzfreien Sterbens geht auf die Antike zurück. Er bezeichnete ur-
sprünglich eine Idealvorstellung von einem schnellen, schmerzlosen, wür-
devollen und leichten Tod außerhalb eines medizinischen und ärztlichen
Kontexts.2 Die Beihilfe zur Selbsttötung und die Tötung auf Verlangen
wurden in der Antike nicht unter den Terminus „Euthanasie“ gefasst3.

Im christlich geprägten Mittelalter wurde der Begriff „Euthanasie“ nicht
mehr gebraucht und verschwand aus dem Wortschatz des mittelalterlichen
Lateins. Vielmehr sprach man von der „ars moriendi“, also der Kunst des
Sterbens nach den Regeln des kirchlichen Verständnisses4.5

Erst in der Renaissance und im Barock wurde dem Euthanasiebegriff
wieder Leben eingehaucht. Francis Bacon gebrauchte den Terminus „Eu-
thanasie“ erstmals in einem medizinischen Zusammenhang als Linderung
der Qualen und Schmerzen eines Todkranken auch unter Inkaufnahme
einer Lebensverkürzung (euthanasia exterior) durch den behandelnden
Arzt.6

Im 19. Jahrhundert wurde unter „Euthanasie“ zunächst die reine Hilfe
beim Sterben im Sinne einer Sterbebegleitung verstanden, die dem Patien-
ten den Tod erleichtern, dessen Eintritt allerdings nicht durch medizini-
sche Maßnahmen herbeiführen sollte7.

Durch den Einfluss des Sozialdarwinismus und der Eugenik wandelte
sich der Euthanasiebegriff allerdings um die Jahrhundertwende hin zu
einer bewussten Selektion der Schwachen zum Wohle der Gesellschaft8.

Diese Strömungen legten den Grundstein für das nationalsozialistische
Euthanasieverständnis. Der Begriff „Euthanasie“ wurde fortan missbräuch-
lich im Sinne einer systematischen Tötung sogenannter Ballastexistenzen,
nämlich Schwacher, Kranker, körperlich und geistig Missgebildeter und
„rassisch Minderwertiger“ gegen deren Willen gebraucht.9

2 Benzenhöfer, MMW 1997, 760 ff.; Oduncu, MedR 2005, 438; Chatzikostas, Dispo-
nibilität, S. 24.

3 Oduncu, In Würde sterben, S. 26; Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 19.
4 Sterben bei Bewusstsein in christlicher Gemeinschaft, Vorlesen geistlicher Texte in

der Sterbestunde und Empfang des Sakraments der Krankensalbung, vgl. Gruber,
Tod und Sterben, S. 80.

5 Oduncu, Sterbehilfe, S. 231; Gruber, Tod und Sterben, S. 79 f.
6 Wernstedt, Sterbehilfe in Europa, S. 67; Gruber, Tod und Sterben, S. 82 f.; Oduncu,

In Würde sterben, S. 27.
7 Gruber, Tod und Sterben, S. 83 f., Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 67.
8 Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 69; Gruber, Tod und Sterben, S. 85; Oduncu, In

Würde sterben, S. 29 f.
9 Gruber, Tod und Sterben, S. 89 f.; Oduncu, In Würde sterben, S. 31 f.; Benzenhö-

fer, Der gute Tod, S. 97 ff.

B. Begriffsbestimmung Sterbehilfe
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Geprägt durch die nationalsozialistische Verwendung wird der Termi-
nus „Euthanasie“ in Deutschland anders als im niederländischen oder an-
gelsächsischen Sprachraum seit Ende des zweiten Weltkriegs nicht mehr
gebraucht. Stattdessen spricht man in der jüngeren Debatte seit den 1960er
Jahren von „Sterbehilfe“.10

Der Begriff „Sterbehilfe“ meint die Hilfe beim oder im Sterben und die
Hilfe zum Sterben bei leidenden und sterbenden Patienten mit deren Wil-
len oder zumindest mutmaßlichen Willen. Er umfasst dabei medizinische
Maßnahmen oder deren Unterlassung, die entweder nur Schmerzen lin-
dern und das natürliche Sterben erleichtern oder lebensverkürzend wirken
und den Tod sogar unabhängig von der Krankheit herbeiführen.11 Im Ge-
gensatz zum antiken Euthanasiebegriff wird bei „Sterbehilfe“ also gerade
nicht von einem natürlichen Tod gesprochen.

Der Begriff „Sterbehilfe“ wird in dieser Arbeit im Sinne der jüngeren
Begriffsentwicklung als Hilfe beim Sterben und Hilfe zum Sterben mit
dem (mutmaßlichen) Willen des Patienten gebraucht. Sofern es sich um
eine Sterbehilfe gegen oder ohne den (mutmaßlichen) Willen des Betroffe-
nen handelt, wird dies explizit gekennzeichnet. Die Beihilfe zum Suizid
wird in dieser Arbeit auch als solche benannt und nicht unter den Begriff
der „Sterbehilfe“ gefasst.

Rechtshistorie der Sterbe- und Suizidbeihilfe in Deutschland

Wie oben bereits erwähnt, stammt der Begriff der Euthanasie aus der Anti-
ke. Schon damals setzten sich die Griechen mit der Selbsttötung auseinan-
der. So propagierten die Stoiker den Suizid bei Altersschwäche und Krank-
heit als letzten Weg der Freiheit12, während Aristoteles die Selbsttötung als
Unrecht gegen die Gesellschaft ablehnte13. Der Hippokratische Eid aus
dem 4. Jahrhundert vor Christus nimmt sogar explizit auf die ärztliche Tö-

C.

10 Oduncu, Sterbehilfe, S. 230; Wernstedt, Sterbehilfe in Europa, S. 71; Gruber, Tod
und Sterben, S. 92, 107 f.

11 Gruber, Tod und Sterben, S. 98; Jetter, Das Vormundschaftsgericht, S. 5; Schu-
mann, Dignitas-Voluntas-Vita, S. 8.

12 Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 30 f.; Oduncu, In Würde sterben, S. 25; Hammer,
Selbsttötung, S. 60 f.

13 Gruber, Tod und Sterben, S. 77; Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 29.
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tung auf Verlangen und den ärztlich assistierten Suizid Bezug14. Dennoch
gab es im klassischen griechischen Recht keinen gesonderten Tatbestand
für Sterbehilfe oder Beihilfe zum Suizid15. Die Tötung eines Menschen
wurde stets als Verbrechen bestraft, wobei zwischen absichtlicher und un-
absichtlicher Tötung unterschieden wurde und gerechtfertigte Tötungen
ohne Bestrafung blieben. Es gibt allerdings keinen Nachweis dafür, dass
die ärztliche Tötung auf Verlangen als gerechtfertigte Tötungshandlung
betrachtet wurde.16 Auch im römischen Recht gab es keine Privilegierung
der Tötung auf Verlangen oder des assistierten Suizids. Nach der „Lex Cor-
nelia de sicariis et veneficis“ machte sich jeder - auch ein Arzt, der einen
anderen Menschen vergiftete oder dazu Hilfe leistete, des Mordes schul-
dig.17 Allerdings galt die Selbsttötung sowohl im antiken Griechenland als
auch in der römischen Zeit als nicht verwerflich und blieb daher grund-
sätzlich straffrei18, wobei der Lebensmüde nach griechischem Recht zu-
nächst seine Motive darlegen und eine staatliche Erlaubnis für seinen Sui-
zid einholen musste.19

Im Mittelalter wurden unter dem Einfluss der christlichen Kirche nach
dem kanonischen Recht jede aktive Lebensbeendigung sowie die Selbsttö-
tung abgelehnt. Entsprechend dem christlichen Verständnis wurde das Le-
bens als Geschenk Gottes begriffen und Sterbehilfe, Suizid oder Beihilfe
zum Suizid daher als schwere Sünde und Verstoß gegen das göttliche Ge-
setz angesehen.20 Dennoch setzte sich das weltliche mittelalterliche Recht
mit arztrechtlichen Problemen auseinander21. Entsprechend der ersten
Strafrechtskodifikation für das gesamte römische Reich, der Constitutio

14 „Ich will weder irgend jemandem ein tödliches Medikament geben, wenn ich
darum gebeten werde, noch will ich in dieser Hinsicht einen Rat erteilen.“,
zitiert nach Edelstein, Der Hippokratische Eid, S. 7 f.

15 Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 19; Amundsen, Liability of the Physician in Classi-
cal Greek Law, S. 178 ff.

16 Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 19; Amundsen, Liability of the Physician in Classi-
cal Greek Law, S. 178 ff.

17 Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 20; Amundsen, Liability of the Physician in Ro-
man Law, S. 21.

18 Beckert, Suizidbeteiligung und Sterbehilfe, S. 35, 38 f.
19 Durkheim, Selbstmord, S. 385; Czinczoll, Selbsttötung, S. 8.
20 Gruber, Tod und Sterben, S. 79 f.; Benzenhöfer, Der gute Tod, S. 46; Oduncu, In

Würde sterben, S. 26.
21 Tötung des Patienten durch unsachgemäße ärztliche Behandlung Lex Visigotho-

rum (um 654) XI 1, 6; Höhe und Erstattung von Arztkosten Pactus legis Salicae
(um 500) XVII 7, XXIX 18, LXXI 1-2; Arzt als Gutachter vor Gericht Pactus Ala-
mannorum (um 625) I 1-2; Lex Alamannorum (um 725) LVII 5; zitiert nach
Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita, S. 9.
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Criminalis Carolina (CCC) von 1532, wurde ein Arzt, der seinen Patienten
durch die unsachgemäße Verabreichung von Medikamenten tötete, gemäß
Art. 134 CCC bestraft. Hatte der Arzt seinen Patienten dabei vorsätzlich
getötet, wurde er gleich einem Mörder (Art. 137 CCC) bzw. Giftmörder
(Art. 130 CCC) mit dem Rad zu Tode gebracht. Geschah die Tat fahrlässig,
so sollte der Arzt „nach gestalt vnd gelegenheyt der sachen vnd nach radt
der verstendigen gestrafft werden“.22 Der fahrlässig handelnde Arzt erfuhr
also eine Privilegierung gegenüber dem vorsätzlich handelnden und dem
Giftmörder.

Art. 135 CCC befasst sich mit der Selbsttötung und regelt, dass das Ver-
mögen des Suizidenten dem Fiskus anheimfallen sollte, wenn sich der Be-
troffene durch seine Selbsttötung einer entsprechenden Strafe zu entzie-
hen versuchte. In allen übrigen Fällen sollte das Erbe den Hinterbliebenen
belassen werden, sodass der Suizid selbst also gerade keinen Grund für
eine Vermögenseinziehung darstellte.23 Obwohl die Straflosigkeit des Sui-
zids somit auf den Weg gebracht wurde und auch der versuchte Suizid
und die Suizidbeteiligung straflos blieben, waren sie in der Bevölkerung
nach wie vor verpönt und diffamierende Begräbnisarten für Suizidenten
üblich.24

Die Kursächsischen Konstitutionen von 1572 stellten die Tötung
Schwerkranker und Sterbender als Sonderfall der Tötung unter Strafe25.
Derjenige, der einen Kranken tötete, um ihn zu berauben oder zu besteh-
len, wurde gerädert. In allen übrigen Fällen der Tötung wurde der Täter
mit dem Schwert gerichtet. Derjenige hingegen, der den Kranken verhun-
gern oder verdursten ließ, wurde entweder mit einer Haftstrafe oder der
Verweisung bestraft. Selbst im Mittelalter mussten Kranke und Sterbende
also bis zuletzt gepflegt und versorgt werden, wobei man aus dem Straf-
maß ersehen kann, dass eine aktive Tötung im Vergleich zur Vernachlässi-
gung des Kranken als schwereres Unrecht betrachtet wurde.

Die Tötung auf Verlangen wurde im Verbesserten Landrecht für das Kö-
nigreich Preußen von 1721 zum ersten Mal als besonderer Fall der Tötung
erwähnt. Allerdings wurde sie gegenüber der Tötung ohne Einwilligung

22 Zoepfl, Die peinliche Gerichtsordnung, S. 239, 240.
23 Zoepfl, Die peinliche Gerichtsordnung, S. 240.
24 Grünewald, Vorgänge 210/211 (2015), 70; Beckert, Suizidbeteiligung und Sterbe-

hilfe, S. 63; Feuerbach, Lehrbuch des gemeinen in Deutschland gültigen peinli-
chen Rechts, § 243.

25 Kurfürst August von Sachsen, Verordnungen und Constitutionen von 1572, S.
118.
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oder Verlangen des Opfers nicht privilegiert. In beiden Fällen wurde der
Täter mit dem Tod durch das Schwert bestraft.26

Unter dem Einfluss von Montesquieu und Voltaire hob Friedrich der
Große 1751 schließlich alle weltlichen Selbstmordstrafen auf, obwohl sich
fast alle deutschen Juristen der Aufklärungszeit für die Strafbarkeit des Sui-
zids aussprachen. Somit rückte die Beteiligung an der Selbsttötung in den
strafrechtlichen Fokus.27

Am 1. Juni 1794 wurde das Verbesserte Landrecht für das Königreich
Preußen durch das Allgemeine Landrecht für die Preußischen Staaten
(ALR) abgelöst28. Das ALR behielt den Tatbestand der Tötung auf Verlan-
gen bei und privilegierte diesen zusammen mit der Beihilfe zum Suizid ge-
genüber der gemeinen Tötung. Ein Mörder wurde nach § 826 ALR mit
dem Tod durch das Rad bestraft29. Bei vorsätzlicher Tötung wurde der Tä-
ter gemäß § 827 ALR mit dem Schwert hingerichtet30. Demgegenüber
wurden die Tötung auf Verlangen und – trotz Straflosigkeit der Selbsttö-
tung – auch die Beihilfe zum Suizid entsprechend § 834 ALR mit einer
sechs- bis zehnjährigen Festungs- oder Zuchthausstrafe geahndet31. Derje-
nige, der einem tödlich Verwundeten oder Todkranken in vermeintlich
guter Absicht das Leben verkürzte, wurde gemäß § 833 ALR noch einmal
deutlich milder bestraft, nämlich gleich einem fahrlässigen Totschläger
mit einer Freiheitsstrafe von einem Monat bis zu zwei Jahren, teilweise
verbunden mit dem Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung eines Amtes
oder zum Betrieb eines Gewerbes32. Diese erhebliche Privilegierung im
Vergleich zur Tötung auf Verlangen knüpfte an das edle Motiv des Täters
und den nahen Tod des Opfers an. Der Wille des Sterbenden spielte dabei
keinerlei Rolle, was zu dem paradoxen Ergebnis führte, dass eine Tötung
auf Verlangen unter Umständen härter bestraft wurde als die Tötung eines
Verwundeten oder Kranken gegen dessen Willen.33 Obwohl die Vorausset-

26 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 11 mit Verweis auf die entsprechende
Vorschrift des verbesserten Landrechts für das Königreich Preußen, Sechstes
Buch, Titulus VI, Articulus II, § III.

27 Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita, S. 11 f.; F. Neumann, Mitwirkung am Suizid,
S. 61;

28 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 11; Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita,
S. 12 ff.

29 Hattenhauer/Bernert, ALR II 20 § 826, S. 705.
30 Hattenhauer/Bernert, ALR II 20 § 827, S. 705.
31 Hattenhauer/Bernert, ALR II 20 § 834, S. 705.
32 Hattenhauer/Bernert, ALR II 20 § 833, S. 705.
33 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 12; Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita, S.

14.
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zung der tödlichen Verwundung oder Krankheit einen ärztlichen Bezug
nahe legen, wurde § 833 ALR im Schrifttum nicht im Kontext einer ärztli-
chen Heilbehandlung diskutiert34.

In der deutschen Partikulargesetzgebung Mitte des 19. Jahrhunderts
wurde die Tötung auf Verlangen überwiegend gesondert geregelt und im
Vergleich zur gemeinen Tötung milder bestraft35. Allerdings wurden an
die Einwilligung des Opfers schon damals qualifizierte Anforderungen ge-
stellt. Es musste ein ausdrückliches und ernstliches Verlangen vorliegen36.
Teilweise fand eine weitere Privilegierung des Täters statt, wenn es sich bei
dem Opfer um einen Todkranken oder tödlich Verwundeten handelte37.
Andere deutsche Strafgesetzbücher wie das von Hannover, Bayern und Ol-
denburg enthielten keine gesonderte Regelung der Tötung auf Verlan-
gen38. Auch in Preußen wurden die Regelungen zur Tötung auf Verlangen
und zur Suizidbeihilfe 1851 unter Verweis auf Begnadigungsmöglichkei-
ten in Ausnahmefällen durch eine Gesetzesrevision wieder abgeschafft.39

Im Übrigen bekannte sich der Gesetzgeber des Preußischen Strafgesetzbu-
ches ausdrücklich zur Straflosigkeit des Suizids40. Die Gesetze der Länder
Braunschweig, Thüringen, Baden und Sachsen enthielten allerdings Son-
derregelungen für die Bestrafung der Beteiligung an einer Selbsttötung41,
welche aber im Vergleich zur Beteiligung an einem Totschlag erheblich ge-
ringer ausfiel.

Nachdem der Ruf nach einem einheitlichen Strafgesetzbuch und
Rechtssicherheit für alle deutschen Staaten immer lauter geworden war,

34 Mittermaier, GA 1861, S. 433 ff.; Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita, S. 15 mit
Verweis auf Gross, Criminalgesetzbuch für das Königreich Sachsen, Dresden
1838, S. 137 und Beseler, Kommentar über das Strafgesetzbuch für die Preußi-
schen Staaten und das Einführungsgesetz vom 14. April 1851, Leipzig 1851, S.
348 f. sowie Abegg, Ueber die an einem Einwilligenden verübte Tödtung, Archiv
des Criminalrechts NF, 1840, S. 434, 437 f.

35 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 15; Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita, S.
14.

36 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 16.
37 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 17.
38 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 17 mit Verweis auf das Criminalgesetz-

buch für das Königreich Hannover vom 8. August 1940 und das Strafgesetzbuch
für das Königreich Bayern vom 1. November 1861 sowie das Strafgesetzbuch für
die Heröglich-Oldenburgische Lande vom 10. September 1858.

39 Schumann, Dignitas-Voluntas-Vitas, S. 13; F. Neumann, Mitwirkung am Suizid,
S. 63 f.; Beckert, Suizidbeteiligung und Sterbehilfe, S. 94.

40 Goltdammer, Die Materialien zum Straf-Gesetzbuche, Teil 2, S. 363 f.
41 Jakobs, Tötung auf Verlangen, S. 12 mit Verweis auf Berner, Lehrbuch des deut-

schen Strafrechts, 5. Aufl. Lepzig 1871, S. 95.
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wurde 1871 das Reichsstrafgesetzbuch (RStGB), das nach dem Vorbild des
preußischen Strafgesetzbuchs geschaffen wurde, verkündet42. Insbesondere
über die Tötung auf Verlangen, die erst in der zweiten Beratung Aufnah-
me in das Reichsstrafgesetzbuch fand, wurde heftig debattiert43. Dabei
standen sich vor allem die Abgeordneten Lasker und von Luck, die eine
Regelung der Tötung auf Verlangen streichen wollten, sowie von Schwar-
ze, der eine selbständige Regelung und die Privilegierung der Tötung auf
Verlangen unter allen Umständen beibehalten wollte, gegenüber44. Die
Tötung auf Verlangen wurde schließlich in § 216 RStGB an der bis heute
unveränderten Stelle geregelt und lautete „Ist Jemand durch das ausdrück-
liche und ernstliche Verlangen des Getödteten zur Tödtung bestimmt wor-
den, so ist auf Gefängniß nicht unter 3 Jahren zu erkennen“45. Unklar
blieb mangels ausdrücklicher gesetzlicher Regelung die Frage nach der
Versuchsstrafbarkeit der Tötung auf Verlangen46. Die Einführung von
§ 216 RStGB geschah allerdings nicht vor dem Hintergrund der Privilegie-
rung ärztlicher Sterbehilfe. Die (aktive) Sterbehilfe durch einen Arzt spiel-
te bis zum Ende des 19. Jahrhunderts in der deutschen Strafrechtswissen-
schaft und -praxis kaum eine Rolle47. Bezüglich der Teilnahme am Suizid
enthielt das Reichsstrafgesetzbuch keine Strafvorschrift. Durch die Er-
kenntnisse der Aufklärung und deren Forderung nach Trennung von
Recht und Moral hatte sich der Gedanke der Straflosigkeit der Selbsttö-
tung mittlerweile vollends durchgesetzt48, sodass auch der Suizid straflos
blieb. Allerdings führte die Straflosigkeit des Suizids nicht zu dessen gesell-
schaftlicher Entstigmatisierung. Er wurde nach wie vor als widernatürlich
und unsittlich erachtet und teilweise auch in der Rechtswissenschaft zwar
als straffrei, aber dennoch rechtswidrig angesehen.49

42 Köbler, Deutsche Rechtsgeschichte, S. 186 ff., 213; Große-Vehne, Tötung auf Ver-
langen, S. 46.

43 Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita, S. 15; Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S.
37-47.

44 Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages des Norddeut-
schen Bundes, S. 656 ff.

45 Rubo, RStGB, § 216.
46 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 46 f.
47 Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita, S. 16, vgl. Fn. 41.
48 Besonders Karl Ferdinand Hommel war für die Straflosigkeit des Suizids einge-

treten, siehe Bernstein, Selbstmord, S. 40 f.
49 Grünewald, Vorgänge 210/211 (2015), 73; Rosenau/Sorge, NK 2013, 109; Jakobs,

Tötung auf Verlangen, S. 5 ff.; Feuerbach, Lehrbuch des gemeinen in Deutsch-
land gültigen peinlichen Rechts, § 241; v. Wolff, Vernünfftige Gedancken, § 370;
BGHSt 6, 147, 149.
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Die moderne Debatte über ärztliche Sterbehilfe löste 1895 der Philoso-
phiestudent Adolf Jost mit seinem Werk „Das Recht auf den Tod“ aus50.
Darin fordert er, das Recht auf den Tod für kranke Menschen anzuerken-
nen und Ärzten die Tötung unheilbar körperlich Kranker auf deren Ver-
langen und Geisteskranker auch ohne deren Einwilligung zu gestatten51.
Jost geht davon aus, dass sich der Wert des Lebens für das Individuum aus
der Summe von Freude und Schmerzen und für die Gesellschaft aus der
Summe von Nutzen und Schaden für die Mitmenschen ergebe. Das Leben
eines unheilbar Kranken oder Geisteskranken habe demnach einen negati-
ven Wert – es stelle eine negative Existenz dar, deren Tod Mitleid und Ge-
sellschaft forderten.52 Vor allem Geisteskranke führten in tausenden Fällen
ein nutzloses und höchst qualvolles Leben53. Zudem verursache ein un-
heilbar Kranker nicht nur Kosten, sondern auch unheilvolle psychische
Einflüsse für seine Umgebung54. Daher solle entweder jedem Erwachsenen
die Entscheidung über sein Leben überlassen und die Tötung durch Dritte
gestattet werden oder das Recht auf den Tod auf unheilbar Kranke be-
schränkt und nur den Ärzten gestattet werden55.

Ähnlich argumentiert der Philosoph und Arzt Ernst Haeckel, der in sei-
ner 1904 erschienenen Schrift „Die Lebenswunder“ die Tötung Geistes-
kranker ohne deren Einwilligung durch eine Morphium-Gabe befürwor-
tet. Geisteskranke stellten nämlich weder für sich selbst, noch für die Ge-
sellschaft einen Nutzen dar.56 Außerdem sollten nach Haeckel auch kör-
perlich Schwerkranke auf deren Wunsch hin von einem Arzt getötet wer-
den, da der Tod bei einer schweren Erkrankung ohne Aussicht auf Besse-
rung eine Erlösung darstelle57. Haeckel ging aber noch weiter als Jost, in-
dem er sich für die „Kindereuthanasie“ aussprach. Diese stufte Haeckel
aber nicht als Tötungsdelikt ein, sondern wollte sie von vornherein aus de-
ren Anwendungsbereich herausnehmen. Dies begründete er damit, dass
das Gehirn eines Neugeborenen so unterentwickelt sei, dass man gar nicht
von einem menschlichen Geist sprechen könne.58

50 Große-Vehne, Tötung auf Verlangen, S. 49; Schumann, Dignitas-Voluntas-Vita, S.
18.

51 Jost, Das Recht auf den Tod, S. 2 f., 44 ff.
52 Jost, Das Recht auf den Tod, S. 18, 12 ff.
53 Jost, Das Recht auf den Tod, S. 16.
54 Jost, Das Recht auf den Tod, S. 17.
55 Jost, Das Recht auf den Tod, S. 44 ff.
56 Haeckel, Die Lebenswunder, S. 134 f.
57 Haeckel, Die Lebenswunder, S. 132 f.
58 Haeckel, Die Lebenswunder, S. 23.
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